
Bebauungsplan Nr. 111 der Stadt Geilenkirchen 

Stellungnahmen der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 1 BauGB (11.04. - 23.05.2016) 

und § 4 Abs. 2 BauGB (18.10. – 17.11.2016) 
 

 Anregung  Stellungnahme Verwaltung  Beschlussempfehlung 
 

 - 1 - 

1.1  Bezirksregierung Düsseldorf 

Schreiben vom 22.04.2016 

 

Es bestünden keine Hinweise auf vorhandene 

Kampfmittel. Eine Garantie auf Kampfmittelfreiheit 

könne gleichwohl nicht gewährt werden. Sofern 

Kampfmittel gefunden würden, seien die Bauarbei-

ten sofort einzustellen und die zuständige Ord-

nungsbehörde oder eine Polizeidienststelle zu ver-

ständigen. 

 

 

 

Bislang wurde im Bebauungsplan darauf hin-

gewiesen, dass zwar keine Hinweise auf vor-

handene Kampfmittel vorliegen, dass aber kei-

ne Garantie auf Kampfmittelfreiheit gewährt 

werden könne. 

 

 

 

 

Der Anregung wird gefolgt. 

1.2  Bezirksregierung Düsseldorf 

Schreiben vom 11.10.2016 

 

Der Kampfmittelbeseitigungsdienst weist jetzt da-

rauf hin, dass Hinweise auf vermehrte Kampfhand-

lungen im Plangebiet vorlägen und eine Überprü-

fung der zu überbauenden Fläche auf Kampfmittel 

empfohlen werde. 

 

Erfolgten Erdarbeiten mit erheblichen mechani-

schen Belastungen wie Rammarbeiten, Pfahlgrün-

dungen, Verbauarbeiten etc. werde zusätzlich eine 

Sicherheitsdetektion empfohlen und auf das Merk-

blatt für Baugrundeingriffe verwiesen.  

 

 

 

 

 

Dem Hinweis wird gefolgt. Es wurde eine Über-

prüfung der Fläche beantragt, die noch nicht 

vollständig abgeschlossen ist. Es ist davon aus-

zugehen, dass eine vollständige Untersuchung 

der Fläche kurzfristig erfolgt. 

 

Unabhängig davon sollte in Bezug auf Erdarbei-

ten mit erheblichen mechanischen Belastungen 

ein entsprechender Hinweis für die privaten 

Bauherren in den Bebauungsplan aufgenom-

men werden. 

 

 

 

Der vorhandene Hinweis Nr. 2 „Kampfmit-

tel“ wird wie folgt überarbeitet: 

Neuer Text: „Erfolgen Erdarbeiten mit er-

heblichen mechanischen Belastungen wie 

Rammarbeiten, Pfahlgründungen, Verbau-

arbeiten etc. empfiehlt der Kampfmittelbe-

seitigungsdienst in Bezug auf eventuell 

vorhandene Kampfmittel eine Sicherheits-

detektion.“ 
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2.  NEW Netz GmbH 

Schreiben vom 27.04.2016 

 

Grundsätzlich keine Bedenken. 

Es wird um die Festsetzung einer Fläche für eine 

Transformatorstation gebeten 

 

 

 

Im nordwestlichen Bereich des Plangebietes 

wurde vor der Offenlage des Bebauungsplanes 

in südlicher Verlängerung der Zufahrtsstraße 

eine 6 x 3 m² große Fläche für Versorgungsan-

lagen mit der Zweckbestimmung ‚Elektrizität‘ 

festgesetzt. Die Fläche ist Richtung Süden und 

Osten mit Hecken einzufrieden. Innerhalb der 

Begründung wird unter A.4.11 ‚Erschließung- 

Ver- und Entsorgung‘ die zukünftige Versor-

gung des Plangebietes beschrieben und be-

gründet. 

 

 

 

Der Anregung wird gefolgt. 

Im Bebauungsplan ist eine entsprechende 

Fläche für Versorgungsanlagen festgesetzt. 

3.  RWE Power AG 

Schreiben vom 03.05.2016 

 

Es wird darauf hingewiesen, dass die Bodenkarte 

des Landes Nordrhein-Westfalen in einem Teil des 

Plangebietes Böden ausweise, die humoses Bo-

denmaterial enthielten. 

 

Dieser Teil des Plangebietes sei daher wegen der 

Baugrundverhältnisse nach § 9 Abs. 5 Nr. 1 BauGB 

entsprechend zu kennzeichnen. 

 

 

 

Innerhalb der Begründung befindet sich unter 

6. ‚Bodenverhältnisse‘ der entsprechende Teil-

ausschnitt der deutschen Grundkarte mit Kenn-

zeichnung des Bereiches der humosen Böden. 

Des Weiteren wird in der Begründung und im 

Umweltbericht unter 2.1.3 ‚Schutzgüter Boden 

und Wasser‘ darauf hingewiesen, dass im 

Gründungsbereich bauliche Vorkehrungen we-

gen der Baugrundverhältnisse erforderlich sind. 

Unterhalb der textlichen Festsetzungen befin-

 

 

 

Der Anregung wird in Teilen gefolgt. 

Eine Kennzeichnung erfolgt nicht. 
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det sich ebenfalls ein Hinweis auf die humosen 

Böden. 

 

Auf eine Kennzeichnung gemäß § 9 Abs. 5 Nr. 1 

BauGB wird verzichtet, weil eine derartige 

Kennzeichnung nicht mit den abschließend 

genannten Möglichkeiten der Kennzeichnung 

gemäß § 9 Abs. 5 BauGB abgedeckt ist. Bei hu-

mosen Böden handelt es sich weder um Natur-

gewalten noch um sonstige gesundheitsge-

fährdende äußere Einwirkungen. 

4.  Bezirksregierung Arnsberg 

Schreiben vom 11.05.2016 

 

Der Bebauungsplan befinde sich über dem auf 

Steinkohle verliehenen Bergwerksfeld „Heinsberg“, 

über den Braunkohle verliehenen, inzwischen erlo-

schenen Bergwerksfeldern „Union 74" sowie „Uni-

on 75", über dem Eisenerz verliehenen, inzwischen 

erloschenen Bergwerksfeld „Helena“ sowie über 

dem Kohlenwasserstoffe erteilten Erlaubnisfeld 

„Rheinland“ (zu gewerblichen Zwecken). Eigentü-

merin des Bergwerksfeldes „Heinsberg“ sei das 

Land Nordrhein-Westfalen. Eigentümerin der 

Bergwerksfelder „Union 74" und „Union 75" sei die 

RV Rheinbraun Handel und Dienstleistungen GmbH. 

Die letzte Eigentümerin des Bergwerksfeldes „He-

 

 

 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genom-

men. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Die Hinweise werden zur Kenntnis ge-

nommen. Keine Änderung erforderlich. 
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lena“ sei nach derzeitigem Erkenntnisstand nicht 

mehr erreichbar. Inhaberin der Erlaubnis "Rhein-

land" sei die Wintershall Holding GmbH.  

Ausweislich der vorliegenden Unterlagen sei im 

Bereich der Planungsmaßnahme kein Abbau von 

Mineralien dokumentiert. Aus wirtschaftlichen und 

geologischen Gründen sei in den Bergwerksfeldern, 

die im Eigentum des Landes NRW stünden, auch in 

absehbarer Zeit nicht mit bergbaulichen Maßnah-

men zu rechnen. Danach sei mit bergbaulichen 

Einwirkungen nicht zu rechnen. 

 

Jedoch sei der Planungsbereich nach den der Be-

zirksregierung Arnsberg, Abteilung Bergbau und 

Energie NRW vorliegenden Unterlagen von durch 

Sümpfungsmaßnahmen des Braunkohlenbergbaus 

bedingten Grundwasserabsenkungen betroffen. 

Für die Stellungnahme würden folgende Grund-

wasserleiter betrachtet: Oberes Stockwerk, 9B, 8, 

7, 6D, 6B, 2-5, 09,07 Kölner Scholle, 05 Kölner 

Scholle. 

 

Daher sollte folgendes berücksichtigt werden: 

Die Grundwasserabsenkungen würden, bedingt 

durch den fortschreitenden Betrieb der Braunkoh-

lentagebaue, noch über einen längeren Zeitraum 

wirksam bleiben. Eine Zunahme der Beeinflussung 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Innerhalb der Begründung wird unter A 6. ‚Bo-

denverhältnisse‘ und innerhalb des Umweltbe-

richtes unter B 2.1.3 ‚Schutzgüter Boden und 

Wasser‘ bereits darauf hingewiesen, dass eine 

Beeinflussung der Grundwasserstände in den 
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der Grundwasserstände im Planungsgebiet in den 

nächsten Jahren sei nach heutigem Kenntnisstand 

nicht auszuschließen. Ferner sei nach Beendigung 

der bergbaulichen Sümpfungsmaßnahmen ein 

Grundwasserwiederanstieg zu erwarten. 

Sowohl im Zuge der Grundwasserabsenkung für 

den Braunkohletagebau als auch bei einem späte-

ren Grundwasserwiederanstieg seien hierdurch 

bedingte Bodenbewegungen möglich. Diese könn-

ten bei bestimmten geologischen Situationen zu 

Schäden an der Tagesoberfläche führen. Die Än-

derungen der Grundwasserflurabstände sowie die 

Möglichkeit von Bodenbewegungen sollten bei 

Planungen und Vorhaben Berücksichtigung finden. 

Es werde empfohlen, diesbezüglich eine Anfrage 

an die RWE Power AG, Stüttgenweg 2 in 50935 

Köln, sowie für konkrete Grundwasserdaten an 

den Erftverband, Am Erftverband 6 in 50126 

Bergheim, zu stellen. 

Über mögliche zukünftige, betriebsplanmäßig 

noch nicht zugelassene bergbauliche Tätigkeiten 

sei bei der Bezirksregierung Arnsberg, Abteilung 6 

nichts bekannt. Diesbezüglich werde empfohlen, 

die o. g. RV Rheinbraun Handel und Dienstleistun-

gen GmbH als Eigentümerin des bestehenden 

Bergwerkseigentums an der Planungsmaßnahme 

zu beteiligen, falls dieses nicht bereits erfolgt sei. 

nächsten Jahren nicht auszuschließen und ein 

Grundwasserwiederanstieg nach Beendigung 

der bergbaulichen Sümpfungsmaßnahme zu 

erwarten sei. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Sowohl die RWE Power AG als auch die RV 

Rheinbraun Handel und Dienstleistungen 

GmbH wurden am Verfahren beteiligt. 
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Abschließend wird erwähnt, dass eine Erlaubnis 

das befristete Recht zur Aufsuchung des bezeich-

neten Bodenschatzes innerhalb der festgelegten 

Feldesgrenzen gewährt. Konkrete Aufsuchungs-

maßnahmen wären erst nach weiteren Genehmi-

gungsverfahren erlaubt. Vor einer Genehmi-

gungsentscheidung erfolge gemäß den gesetzli-

chen Vorschriften eine Beteiligung von ggf. be-

troffenen Privaten, Kommunen und Behörden. 

Des Weiteren würden ausführlich und gründlich 

alle öffentlichen Belange geprüft. 

 

Aus der Stellungnahme resultieren keine Ände-

rungen, weil keine konkreten Genehmigungs-

entscheidungen vorliegen. 

5.1  Landwirtschaftskammer 

Schreiben vom 18.05.2016 

 

Da die Planung nicht mit den Darstellungen des 

Regionalplanes übereinstimme, werde davon aus-

gegangen, dass das Einvernehmen zwischenzeitlich 

erteilt worden sei bzw. noch eingeholt werde. 

 

 

 

 

 

Mit der Planung werde rund 3,2 ha landwirtschaft-

liche Fläche in Anspruch genommen. Aufgrund der 

nachvollziehbaren Prüfung von Planungsalternati-

 

 

 

Der Bebauungsplan Nr. 111 wird im Parallelver-

fahren zur 69. Änderung des Flächennutzungs-

planes aufgestellt. Die regionalplanerische Ab-

stimmung erfolgt im Rahmen der Flächennut-

zungsplanänderung. Mit Schreiben vom 

03.09.2012 und vom 17.11.2015 wurde bereits 

das landesplanerische Einvernehmen gemäß § 

34 Landesplanungsgesetz NRW bestätigt. 

 

Gemäß der Eingriffs- und Ausgleichsbilanz in-

nerhalb des landschaftspflegerischen Fachbei-

trages sind die notwendigen Ausgleichsmaß-

 

 

 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
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ven und der geringen agrarstrukturellen Bedeutung 

dieser Flächen würden Bedenken zurückgestellt. 

Umso wichtiger sei deshalb, dass bei möglichem 

externem Kompensationsbedarf auf landwirtschaft-

liche Belange Rücksicht genommen werde. Es wird 

auf § 15 Abs. 3 BNatSchG verwiesen. „Bei der Inan-

spruchnahme von land- oder forstwirtschaftlich 

genutzten Flächen für Ausgleichs- und Ersatzmaß-

nahmen ist auf agrarstrukturelle Belange Rücksicht 

zu nehmen, insbesondere sind für die landwirt-

schaftliche Nutzung besonders geeignete Böden 

nur im notwendigen Umfang in Anspruch zu neh-

men. Es ist vorrangig zu prüfen, ob der Ausgleich 

oder Ersatz auch durch Maßnahmen zur Entsiege-

lung, durch Maßnahmen zur Wiedervernetzung von 

Lebensräumen oder durch Bewirtschaftungs- oder 

Pflegemaßnahmen, die der dauerhaften Aufwer-

tung des Naturhaushalts oder des Landschaftsbil-

des dienen, erbracht werden kann, um möglichst 

zu vermeiden, dass Flächen aus der Nutzung ge-

nommen werden.“ 

Selbst kleinflächige Inanspruchnahme landwirt-

schaftlicher Flächen zur Kompensation, insbeson-

dere im Falle von Aufforstungen, könnten bereits 

agrarstrukturelle Nachteile mit sich bringen. 

 

 

nahmen teilweise außerhalb des Plangebietes 

zu realisieren. Der Ausgleich soll durch Zahlung 

eines Ersatzgeldes erfolgen. Entsprechende 

Ausgleichsmaßnahmen sollen nach Aussage der 

Unteren Landschaftsbehörde auf Flächen in-

nerhalb der Stadt Geilenkirchen erfolgen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 



Bebauungsplan Nr. 111 der Stadt Geilenkirchen 

Stellungnahmen der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 1 BauGB (11.04. - 23.05.2016) 

und § 4 Abs. 2 BauGB (18.10. – 17.11.2016) 
 

 Anregung  Stellungnahme Verwaltung  Beschlussempfehlung 
 

 - 8 - 

Der Abschnitt der Erschließungsstraße zwischen 

Töpferstraße und Wirtschaftsweg sei für den land-

wirtschaftlichen Verkehr freizugeben, damit es 

nicht zu einer Verschlechterung der Verkehrsver-

bindungen für den landwirtschaftlichen Verkehr 

komme. 

 

An den westlichen und südlichen Rändern des Be-

bauungsgebietes sollten Anpflanzungen vorge-

schrieben werden, um den Siedlungsbereich vor 

Einflüssen durch die Bewirtschaftung der umlie-

genden landwirtschaftlichen Flächen abzuschirmen 

und so Konflikte zwischen Anwohnern und Land-

wirtschaft zu vermeiden. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Es besteht keine Absicht, den angesprochenen 

Abschnitt der Erschließungsstraße für landwirt-

schaftlichen Verkehr zu sperren. Dem Anliegen 

ist damit entsprochen. 

 

 

 

Eine Anpflanzung, die die Bebauung völlig von 

der landwirtschaftlichen Fläche abschirmt, 

kann nicht festgesetzt werden. Um den ge-

wünschten Abschirmungseffekt zu erreichen, 

wäre eine übermäßige Flächeninanspruchnah-

me erforderlich, es ist kaum damit zu rechnen, 

dass die künftigen privaten Grundstückseigen-

tümer einen derart großen Eingriff in ihre Ge-

staltungfreiheit tolerieren.  

Das Nebeneinander von Wohngebiet und 

landwirtschaftlicher Nutzung der Ackerparzel-

len führt auch nicht zu planerisch bewälti-

gungsbedürftigen Spannungen. 

 

Bereits seit Beginn der Planung ist an den frag-

lichen Plangebietsrändern eine Fläche zum An-

pflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonsti-

gen Bepflanzungen in einer Breite von 1,50 m 

festgesetzt. 

 

Die Anregung wird zur Kenntnis genom-

men. 

 

 

 

 

 

Der Anregung wird nicht gefolgt. 
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Es solle nicht gestattet sein, Gartenausgänge an 

den westlichen und südlichen Rändern anzulegen, 

da diese eine Befahrung der Wirtschaftswege durch 

die Anwohner zur Folge hätte und zu Konflikten mit 

Nutzern der Wirtschaftswege führen würde. 

 

Dass die Wirtschaftswege mit privaten Kfz nicht 

befahren werden dürfen, ist durch entspre-

chende Beschilderung regelbar. Es ist nicht 

notwendig, dies im Bebauungsplan zu regeln. 

 

Die Anregung wird im Rahmen der Aus-

baumaßnahme berücksichtigt und eine 

entsprechende Beschilderung veranlasst, 

die die Nutzung des Wirtschaftsweges au-

ßer mit landwirtschaftlichen Nutzfahrzeu-

gen untersagt. 

5.2 Landwirtschaftskammer 

Schreiben vom 16.11.2016 

 

Die Landwirtschaftskammer (LWK) teilt mit Schrei-

ben vom 16.11.2016 mit, dass ihre Stellungnahme 

vom 18.05.2016 zur Kenntnis genommen und 

landwirtschaftliche Belange dementsprechend ab-

gewogen worden seien. 

Mit den aktuellen Unterlagen würde die Umset-

zung der Kompensation konkretisiert. Die Beden-

ken der LWK hätten sich durch die Lösung über 

Ersatzgeld für die Umsetzung von Maßnahmen im 

Stadtgebiet erübrigt. Weitere Aspekte für landwirt-

schaftliche Belange seien nicht erkennbar. 

 

 

 

 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genom-

men. Es werden inhaltlich keine Bedenken oder 

Anregungen vorgetragen. 

 

 

 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis ge-

nommen. 

6.1 Kreis Heinsberg 

Schreiben vom 19.05. und 14.07.2016 

 

Untere Landschaftsbehörde 

Das Plangebiet sei Teil eines Landschaftsschutzge-

 

 

 

 

Die Vorgaben des Landschaftspflegerischen 

 

 

 

 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis ge-
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bietes des Landschaftsplanes „Teverener Heide“. 

Bei der Fläche handele es sich um intensiv genutz-

tes Ackerland sowie Wiese. Im nordöstlichen Teil 

grenze das Plangebiet jedoch an den Rodebach. Im 

Falle eines rechtskräftigen Bebauungsplanes trete 

der Landschaftsplan außer Kraft. 

In Bezug auf die geplanten Anpflanzungen sei es 

begrüßenswert, dass durch die Errichtung eines 

Regenrückhaltebeckens und der Anlage einer priva-

ten Grünfläche im Nordosten des Plangebietes eine 

Pufferzone zum östlich verlaufenden Rodebach 

geschaffen werde. Hinsichtlich der weiteren ge-

planten Eingrünung des Gebietes sei den Vorgaben 

des LBP (Landschaftspflegerischer Fachbeitrag) 

vollumfänglich zu entsprechen. 

In der Stellungnahme zum Artenschutz des Büros 

Schollmeyer werde dargestellt, dass das Plangebiet 

und seine Umgebung im Dezember 2015 sowie im 

Februar 2016 insgesamt dreimal begangen worden 

sei. Dabei seien u. a. Rebhuhn und Feldsperling 

kartiert worden, also planungsrelevante Arten im 

schlechten bzw. ungünstigen Erhaltungszustand in 

NRW (LANUV). Sowohl Rebhuhn als auch Feldsper-

ling würden als Nahrungsgäste bezeichnet, da die 

Brutsaison zur Untersuchungszeit noch nicht be-

gonnen hätte. Es sei darauf hingewiesen worden, 

dass ein möglicher Brutverdacht oder -nachweis 

Fachbeitrages wurden überwiegend innerhalb 

des Bebauungsplanes als zeichnerische und 

textliche Festsetzungen übernommen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Veranlasst durch die Stellungnahme der Unte-

ren Landschaftsbehörde wurden zwei weitere 

Begehungen der Flächen des Bebauungsplanes 

und des unmittelbaren Umfeldes durchgeführt. 

Innerhalb der beiden Begehungen haben sich 

keine Hinweise auf Rebhühner ergeben. Aus 

Sicht des Artenschutzes bestehen keine grund-

sätzlichen Bedenken, wenn präventive Maß-

nahmen beachtet werden. So wird empfohlen, 

mit den Baumaßnahmen im Zuge der Baufeld-

räumung während der Vegetationsruhe und zu 

vermehrungsfreien Zeiten zu beginnen. Im 

nommen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis ge-

nommen. 

Der Anregung der ULB wird entsprochen. 
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erst ab März/April erfolgen könne. Gleichwohl 

komme die Stellungnahme zu dem Ergebnis, dass 

für die betroffenen Arten kein erhöhtes Konfliktpo-

tenzial bestehe und artspezifische Maßnahmen 

nicht notwendig seien.  

Die Einschätzungen des Büros Schollmeyer teile die 

ULB nicht. Zum einen komme die Stellungnahme zu 

teils widersprüchlichen Aussagen, zum anderen sei 

es nicht nachvollziehbar, dass im Frühjahr keine 

weitere Kartierung stattgefunden habe, um sichere 

Aussagen bezüglich dem Vorhandensein planungs-

relevanter Arten treffen zu können.  

Dementsprechend könne die ULB keine Stellung-

nahme zum Artenschutz nehmen.  

 

 

ULB - Schreiben vom 14.07.2016 

Der Umfang der nachgereichten Ergänzung zur Ar-

tenschutzprüfung sei nunmehr ausreichend. In je-

dem Fall sei den genannten Maßnahmen zum 

Schutz von Rebhuhn und Feldsperling zu entspre-

chen. Die ULB sei über die Ergebnisse weiterer Be-

gehungen zu informieren, damit ggf. weitere Maß-

nahmen besprochen werden könnten. Sofern alle 

Maßnahmen zum Schutz und zur Vermeidung ent-

sprechend umgesetzt würden, äußere die ULB kei-

ne Bedenken gegen das Vorhaben. 

Grundsatz sind die Flächen vor Baubeginn auf 

Tiere, Jungtiere und Gelege hin abzusuchen, 

um Beeinträchtigungen und Betroffenheiten zu 

vermeiden. Derzeit sind keine Ruhe-  und Fort-

pflanzungsstätten des Feldsperlings von dem 

Vorhaben betroffen. Es fehlen dazu die für die 

Art typischen Habitatstrukturen innerhalb des 

Plangebietes. Mit der Realisierung des Bauge-

bietes entstehen Begrünungsmaßnahmen, die 

sich zu einem Lebensraum des Feldsperlings 

entwickeln können. Artbezogene Maßnahmen 

werden als nicht erforderlich angesehen. 

 

 

 

 

 

Zum Schutz des Rebhuhns sind die in der Stel-

lungnahme zum Artenschutz aufgeführten 

Maßnahmen zu berücksichtigen. Zum absehba-

ren Zeitraum des Baubeginns sollen zwei weite-

re zusätzliche Beobachtungsgänge durchge-

führt werden. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Dem Hinweis wird gefolgt. 
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Amt für Bauen und Wohnen – Untere Immissions-

schutzbehörde 

Es bestünden keine Bedenken, sofern die nachfol-

gende Nebenbestimmung in die Baugenehmigung 

mit aufgenommen würde: 

„Haustechnische Anlagen 

Die Errichtung und der Betrieb von Klima-, Kühl- 

und Lüftungsanlagen, Luft- und Wärmepumpen 

sowie Blockheizkraftwerden habe unter Beachtung 

des ‚Leitfaden für die Verbesserung des Schutzes 

gegen Lärm bei stationären Geräten‘ der 

Bund/Länder-Arbeitsgemeinschaft für Immissions-

schutz – LAI (www.lai-immissionsschutz.de) zu er-

folgen. 

 

 

 

In der Regel unterliegen die Wohngebäude im 

Geltungsbereich des Bebauungsplanes nicht 

dem Baugenehmigungsverfahren. Deshalb wird 

innerhalb des Bebauungsplanes auf die haus-

technischen Anlagen und auf die Beachtung 

des ‚Leitfaden für die Verbesserung des Schut-

zes gegen Lärm bei stationären Geräten‘ hin-

gewiesen. 

 

 

 

 

 

6.2 Kreis Heinsberg 

Schreiben vom 10.11.2016 

 

Gegen die Planung bestünden aus Sicht der Unte-

ren Landschaftsbehörde keine Bedenken, wenn die 

im landschaftspflegerischen Fachbeitrag und im 

Artenschutzbeitrag vorgesehenen Maßnahmen 

vollumfänglich zur Umsetzung kämen. 

 

Sofern für die erforderliche vollständige Kompensa-

tion des Eingriffes in Natur und Landschaft stadtin-

tern keine Lösung favorisiert wird und der Geldbe-

 

 

 

Auf die Stellungnahme der Verwaltung unter 

Nr. 6.1 wird verwiesen. 

 

 

 

 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genom-

men.  

 

 

 

Zum absehbaren Zeitraum des Baubeginns 

sollen zwei weitere zusätzliche Beobach-

tungsgänge durchgeführt werden. 

 

 

 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis ge-

nommen. 
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trag in Anlehnung an § 5 LG als zweckgebundenes 

Ersatzgeld gezahlt werden soll, (…) wäre der Geld-

betrag binnen eines Jahres nach Bau der Erschlie-

ßungswege zu zahlen, damit eine zeitnahe Kom-

pensation erfolgen könne. Der Kreis stelle eine 

Verwendung des Geldbetrages auf dem Gebiet der 

Stadt Geilenkirchen in Aussicht. 

 

7.  Bundesamt für Infrastruktur, Umweltschutz und 

Dienstleistungen der Bundeswehr 

Schreiben vom 03.06.2016 

 

Es werden keine Bedenken geäußert. Es werde da-

von ausgegangen, dass bauliche Anlagen eine Höhe 

von 30 m nicht überschreiten würden. Sollte diese 

Höhe überschritten werden, sei die Bundeswehr zu 

beteiligen. 

 

 

 

 

 

Im Entwurf des Bebauungsplanes Nr. 111 sind 

maximale Firsthöhen von 9,50 m festgesetzt. 

Eine Überschreitung dieser Höhe wird nicht 

ermöglicht. Somit entfällt eine Prüfung durch 

die Wehrverwaltung. 

 

 

 

 

 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

Eine Änderung ist nicht erforderlich. 
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1.  Anregung von Privat 

Anwaltliche Schreiben vom 12.05.2016, 

17.05.2016 und 15.07.2016 

 

Seitens der Eigentümer des Grundstückes Ge-

markung Teveren, Flur 13, Flurstück 28 wird 

per anwaltlicher Vertretung „Einspruch“ gegen 

die Flächennutzungsplanänderung eingelegt. 

Die Eigentümer des o.a. Grundstückes würden 

durch die Flächennutzungsplanänderung in 

ihren Rechten verletzt. 

 

Es wird beantragt, die Parzelle 28 als Bauland, 

zumindest als „Bauerwartungsland“ auszuwei-

sen. Die begehrte Ausweitung des Plangebietes 

würde prozentual nicht beachtlich ins Gewicht 

fallen. Da das Verfahren noch laufe, sei es kos-

tengünstig und mit geringem Zeitaufwand 

möglich, eine Ausdehnung des auszuweisenden 

Baulandes vorzunehmen. Der Antrag werde 

nicht aus finanziellen Erwägungen heraus ge-

stellt. Es gehe darum, dass die hier in Rede ste-

hende Grünfläche gleichsam nicht von der Um-

gebung abgeschnitten werde und auch zukünf-

tig nicht die Gefahr bestehe, dass aus der Grün-

fläche sogenanntes Brachland werde. 

 

 

 

 

 

Es ist nicht ersichtlich, inwiefern die Eigentümer in 

ihren Rechten verletzt sein sollen. Eine Begründung 

wird hierzu nicht vorgetragen. Das betreffende 

Grundstück liegt gemäß des Landschaftsplanes I/2 

Teverener Heide im Landschaftsschutzgebiet ‚Teve-

rener Bachtal‘. Der Schutz dient insbesondere zur 

Erhaltung der Talform, des fließenden Gewässers 

und der Vegetationskomplexe, die als Rückzugsflä-

chen für Vegetation und Fauna dienen. Entspre-

chend dieser Unterschutzstellung soll der Bereich 

zwischen dem Geltungsbereich des Bebauungspla-

nes Nr. 111 und dem Rodebach innerhalb der 69. 

Flächennutzungsplanänderung als Fläche für Maß-

nahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwick-

lung von Boden, Natur und Landschaft dargestellt 

werden. Im heutigen Flächennutzungsplan wird das 

Grundstück als ‚Flächen für die Landwirtschaft‘ dar-

gestellt. Die zukünftige Darstellung ist auch deswe-

gen gerechtfertigt, weil sich das Grundstück heute 

als ökologisch relativ hochwertig darstellt, weil es 

umfangreich mit einer großen freiwachsenden He-

cke sowie mehreren Bäumen bewachsen ist. Des 

Weiteren soll durch die zukünftige Darstellung im 

 

 

 

 

Der Stellungnahme wird nicht gefolgt. 
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 FNP die nördlich der Töpferstraße entlang des Ro-

debaches gelegene Grünfläche innerhalb des heuti-

gen FNP mit der zukünftigen Fläche südlich der 

Töpferstraße so gut wie möglich verknüpft werden. 

Somit ist eine Darstellung des Flurstückes 28 als 

Wohnbaufläche ausgeschlossen. Entsprechend 

macht eine Einbeziehung dieser Fläche in den Gel-

tungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 111 keinen 

Sinn. Durch die Planung tritt weder eine Wertmin-

derung noch eine tatsächliche Nutzungseinschrän-

kung ein, weil die heutige Nutzung weiterhin mög-

lich ist. Eine Erschließung dieses Grundstückes wird 

durch die südöstliche Stichstraße, die von der östli-

chen Ringstraße des Bebauungsplanes Nr. 111 ab-

zweigt, gewährleistet. 

Eine Ausweisung als „Bauerwartungsland“ sieht das 

Baugesetzbuch nicht vor. Dies wäre auch nicht an-

gebracht, da das Grundstück auf Dauer unbebaut 

bleiben sollte, um die oben erwähnten positiven 

Effekte für Natur und Landschaft zu erzielen. 

Ein Anspruch auf Einbeziehung eines Grundstückes 

in den Geltungsbereich eines Bauleitplanes wird in 

der Rechtsprechung regelmäßig verneint. Das Inte-

resse, mit einem – bisher nicht bebaubaren – 

Grundstück in den Geltungsbereich eines Bebau-

ungsplanes einbezogen zu werden, ist kein abwä-

gungserheblicher Belang, ebenso nicht das Interes-
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se an der Verbesserung des bauplanungsrechtli-

chen status quo und damit an der Erweiterung des 

eigenen Rechtskreises, das als bloße Erwartung 

nicht schutzwürdig und damit nicht abwägungsbe-

achtlich ist (BVerwG, Beschl. v. 27.06.2007). Eine in 

Zukunft anders geplante Nutzung oder eine ggf. 

gewünschte Wertsteigerung eines Grundstückes 

stellt keine  Rechtsposition dar, die die Gemeinde 

bei der Planung zu berücksichtigen hätte. 

Eine Rechtsverletzung liegt nicht vor, weil sich für 

den Grundstückseigentümer keine Änderungen 

ergeben. Er kann sein Grundstück weiter in der 

gewohnten Weise nutzen. Der Bebauungsplan, der 

aus der Flächennutzungsplanänderung entwickelt 

wird, trifft keine Festsetzungen für das Grundstück. 

So ergibt sich zwar die Situation, dass das Grund-

stück aufgrund der Darstellung „Flächen für Maß-

nahmen….“ weiterhin (wie bisher) nicht bebaubar 

ist, konkrete Maßnahmen jedoch nicht festgesetzt 

werden, die den Grundstückseigentümer belasten 

könnten. 

2.  Anregung von Privat 

Verhandlungsniederschriften vom  

03.05.2016 und 17.05.2016 

 

Gegen die Erschließung des Bebauungsplanes 

über die Töpferstraße werden Bedenken erho-

 

 

 

 

Das Plangebiet ist über die Töpferstraße, die Bi-

schof-Pooten-Straße und die Chorherrenstraße mit 

 

 

 

 

Der Stellungnahme wird nicht gefolgt. 
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ben.  

Bei 40 Baustellen würden ca. 80 Fahrzeuge 

mehr durch das Dorf fahren müssen. Die vor-

handenen Straßen seien schon heute überlas-

tet und zu schmal. 

Es wird eine zweite Anbindung an die Flug-

platzstraße gefordert. 

 

Die bebauten Grundstücke Töpferstraße 65, 67 

und 69 (insbesondere die Ruhebereiche) wür-

den zukünftig vom Anwohnerverkehr des neu-

en Baugebietes Lärm- und Geruchsbelästigun-

gen ausgesetzt. Durch die vorhandene Halle 

auf dem Nachbargrundstück (Töpferstraße 63) 

würden durch einen Tunneleffekt zusätzlich 

Lärm und Gerüche auf die Wohngrundstücke 

übertragen. 

Es wird beantragt, auf die Anbindung Töpfer-

straße zu verzichten und die Erschließung von 

der Talstraße aus herzustellen. 

der L 42 und damit mit dem überörtlichen Ver-

kehrsnetz verknüpft. Gemäß der vorhandenen und 

aufgemessenen Fahrbahnquerschnitte der vorge-

nannten Straßen können diese entsprechend der 

RAST 06 (Richtlinie für die Anlage von Stadtstra-

ßen), Entwurfssituation Dörflicher Hauptstraße‘ 

maximal 400 Kfz/h, die Chorherrenstraße sogar 400 

- 1.000 Kfz Kfz/h aufnehmen. Durch das neue 

Wohngebiet sind ca. 24 Kfz zusätzlich in der mor-

gendlichen Spitzenstunde zu erwarten. Somit ist die 

Anbindung über die Töpferstraße als unproblema-

tisch zu bezeichnen. Eine Anbindung an die südlich 

gelegene Lilienthalallee würde eine ca. 200 m lange 

Zufahrt benötigen und könnte sinnvollerweise nur 

auf Flächen des heutigen Wirtschaftsweges liegen. 

Eine entsprechende Zufahrt zur Lilienthalallee wür-

de den Verkehr auf der Lilienthalallee, die zu be-

stimmten Zeiten stark belastet ist, gefährden. Zu-

dem wird der Wirtschaftsweg weiterhin für den 

landwirtschaftlichen Verkehr benötigt. 

Durch diese Verkehrszunahme von zu erwartenden 

24 Kfz täglich (s.o.) ergibt sich für die Bestandsbe-

bauung insbesondere westlich der zukünftigen Zu-

fahrt keine unzumutbare Beeinträchtigung. Eine 

Anbindung an die Talstraße ist nicht sinnvoll, weil 

damit der hochwertige Abschnitt des Landschafts-

schutzgebietes gequert werden würde und der Ro-
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debach überbrückt werden müsste. Zudem weist 

die Talstraße nur einen sehr schmalen Straßen-

querschnitt auf. 

3.1  Anregung von Privat 

Schreiben vom 16.05.2016 

 

Der (Mit-) Eigentümer des Grundstückes Ge-

markung Teveren, Flur 13, Flurstück Nr. 22 

wendet sich gegen den Bebauungsplan. 

Das Grundstück werde als Viehweide genutzt. 

Das bedeute, dass dort Rinder gehalten wür-

den und die Fläche auch entsprechend bear-

beitet, d.h. gedüngt, gespritzt etc. werde. Da-

mit hierdurch keine Beeinträchtigung und Be-

lästigung der künftigen Anwohner entstehe, 

müsse ein entsprechender Mindestabstand 

zum Schutz der Anwohner von den Grenzen 

der Hausgrundstücke bis zu den Grenzen der 

Wiese eingehalten werden. Im Übrigen würden 

die Tiere bei Bedarf auch z. B. mit Silage gefüt-

tert. Die Geruchsbelästigung, die ggf. hierdurch 

entstehen könne, sei von den Anwohnern hin-

zunehmen. Das gleiche gelte auch für das na-

turgemäß vermehrte Auftreten von Fliegen. 

 

 

 

 

 

 

Das Flurstück 22 wird in den Geltungsbereich des 

Bebauungsplanes einbezogen, um hier eine geord-

nete städtebauliche Entwicklung entsprechend der 

69. Flächennutzungsplanänderung sicherzustellen. 

Damit soll vermieden werden, dass zwischen Be-

standsbebauung an der Töpferstraße und zukünfti-

gem Baugebiet eine unbeplante Fläche verbleibt 

die wegen ihrer Lage und relativ geringen Größe 

nur bedingt wirtschaftlich nutzbar wäre. Das Flur-

stück 22 wird überwiegend als „WA – Allgemeine 

Wohngebiete“ festgesetzt. Ein dauerhaftes Neben-

einander von Weidewirtschaft und Wohnbebauung 

sieht der Bebauungsplan Nr. 111 nicht vor. Ziel ist 

es, auch im Bereich der Parzelle 22, entsprechend 

der Zielsetzung der Flächennutzungsplanänderung 

überwiegend Flächen für neue Wohnbebauung zu 

schaffen. Zur Realisierung des Bebauungsplanes ist 

eine Grundstücksneuordnung erforderlich. Diese ist 

nicht Gegenstand des Bebauungsplanverfahrens. 

Der Bebauungsplan sieht vor, dass die als „WA“ 

festgesetzten Bereiche des Flurstückes 22 den süd-

 

 

 

Der Stellungnahme wird nicht gefolgt. 
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Bei der Ausweisung einer Teilfläche als „Private 

Grünfläche“ handele es sich um einen Eingriff 

in das Eigentum, der nicht hingenommen wer-

de. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

lich davon gelegenen überbaubaren Flächen als 

Garten-/Freiflächen zugeschlagen werden, die von 

der südlich davon gelegenen neuen Erschließungs-

straße aus erschlossen werden.  

Die als private Grünfläche festgesetzte Teilfläche 

des Flurstückes 22 wird innerhalb der 69. Flächen-

nutzungsplanänderung mit der südlich angrenzen-

den Fläche für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege 

und zur Entwicklung von Boden, Natur und Land-

schaft und den südlich daran anschließenden Flä-

chen, die nicht in den Bebauungsplan einbezogen 

wurden, als Fläche für Maßnahmen zum Schutz, zur 

Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und 

Landschaft dargestellt. Damit soll entsprechend der 

Darstellung im Landschaftsplan die Erhaltung der 

Talform des fließenden Gewässers und die vorhan-

denen Vegetationskomplexe geschützt und erhal-

ten werden. Gleichzeitig soll eine möglichst enge 

Grünvernetzung mit der im Flächennutzungsplan 

dargestellten Grünfläche nördlich der Töpferstraße 

geschaffen werden. 

Die als private Grünfläche festgesetzte Fläche kann 

– muss aber nicht – als Hausgarten für das östlich 

angrenzende Flurstück 66 dienen. Die Planung 

schränkt weder die zulässige noch die tatsächlich 

ausgeübte Nutzung ein. Somit besteht auch kein 

unzulässiger Eingriff in die Eigentumsrechte. 



Bebauungsplan Nr. 111 der Stadt Geilenkirchen 

Stellungnahmen im Rahmen der frühzeitigen Öffentlichkeitsbeteiligung gemäß § 3 Abs. 1 BauGB  (03.05. – 17.05.2016) 

und der Offenlage gemäß § 3 Abs. 2 BauGB (18.10. – 17.11.2016) 
 

 Anregung  Stellungnahme Verwaltung  Beschlussempfehlung 
 

 - 20 - 

 

Es werde in diesem Zusammenhang darauf 

hingewiesen, dass die Zufahrt zu dem o. a. 

Grundstück nur über das Grundstück Parzelle 

66 mittels einer Brücke möglich sei, die Instand 

gesetzt werden müsse. 

Grundsätzlich werde die Ausweisung des neu-

en Baugebietes begrüßt. 

 

 

Da die beiden Flurstücke 22 und 66 als Wirtschafts-

einheit zu sehen sind, kann die Erschließung des 

Flurstückes 22 über das Flurstück 66 erfolgen. Die 

Instandsetzung der verbindenden Brücke obliegt 

dem Privateigentümer. 

 

 

3.2 Schreiben vom 16.11.2016 

 

Es wird auf die Einwendungen vom 16.05.2016 

Bezug genommen und diese ergänzt: 

Die Grundstücke Flur 13, Nrn. 22 und 66 wür-

den derzeit als landwirtschaftliche Fläche, und 

zwar als Viehweide genutzt. Bereits in den o. a. 

Einwendungen sei dargelegt worden, dass 

hierdurch Beeinträchtigungen der künftigen 

Anwohner entstehen würden. Dazu sei erklärt 

worden, dass das Nebeneinander von Weide-

wirtschaft und Wohnbebauung nach geltender 

Rechtsprechung nicht zu bewältigungsbedürfti-

gen Spannungen führe. Bereits heute würden 

sich angrenzende Wohngrundstücke entlang 

der Weidewirtschaft befinden. 

Dies stelle sich jedoch heute so dar, dass sich 

rechts (von der Töpferstraße aus gesehen) von 

 

 

Nach den Festsetzungen des Bebauungsplanes Nr. 

111 ist die Parzelle 22 überwiegend als „WA-

Allgemeine Wohngebiete“ festgesetzt. Zur Realisie-

rung des Planes ist eine Grundstücksneuordnung 

erforderlich. Der Bebauungsplan sieht vor, dass die 

als „WA“ festgesetzten Bereiche des Flurstückes 22 

zusammen mit den südlich davon gelegenen über-

baubaren Flächen als Baugrundstücke neu gebildet 

werden, die dann von der südlich davon gelegenen 

neuen Erschließungsstraße aus erschlossen wer-

den. Die Grundstücksneuordnung ist derzeit im 

Wege einer freiwilligen Grundstücksneuordnung 

(freihändiger Grunderwerb) vorgesehen. Sofern 

eine Grundstücksneuordnung in dieser Form nicht 

möglich sein wird, käme in Betracht, eine Boden-

ordnung nach den Bestimmungen des Baugesetz-
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den Grundstücken weitläufige Gärten befän-

den und das einzige direkte Wohnhaus links 

vom Grundstück Nr. 66 seine Terrasse nicht 

direkt zu den Grundstücken habe, sondern pa-

rallel dazu. Bei der geplanten Bebauung sehe 

es allerdings so aus, dass die Wohnhäuser nur 

3 m Abstand zu dem Grundstück Nr. 22 hätten. 

Wenn nun – wovon auszugehen sei - hinter 

den Häusern eine Terrasse angelegt würde, 

stünden die Tiere direkt an dieser Terrasse 

bzw. nur eben diese 3 m entfernt zu den Fens-

tern/der Terrassentür des Hauses. Ob die An-

wohner hiermit noch einverstanden sein wür-

den, könne bezweifelt werden. Hier seien 

Spannungen vorprogrammiert.  

Es wird darum gebeten, den geplanten Abstand 

von 3 m zu dem Grundstück N. 22 nochmals zu 

überprüfen. 

 

Zu der Erreichbarkeit des Grundstücks Nr. 66 

nur mittels einer Brücke über den „Teveren 

Bach“ werde klargestellt, dass durch den Weg-

fall des landwirtschaftlichen Weges oberhalb 

des Grundstücks Nr. 22 im Rahmen der Flurbe-

reinigung nur noch dieser Zugang möglich sei 

und für die Instandhaltung seitdem die Stadt 

Geilenkirchen als Eigentümerin der Brücke und 

buches für diesen Teil des Bebauungsplangebietes 

durchzuführen. Ein dauerhaftes Nebeneinander 

von Wohnbebauung und Weidewirtschaft sieht der 

Bebauungsplan nicht vor.  

Die Belange der Landwirtschaft werden durch die 

Überplanung des Grundstückes als Baufläche zu-

rückgestellt. Es wird nicht vorgetragen, dass das 

Grundstück zwingend für landwirtschaftliche Zwe-

cke weiterhin benötigt wird, vielmehr wird die 

Ausweisung des neuen Baugebietes ‚ausdrücklich 

begrüßt‘. Ein weiterer Miteigentümer des Grund-

stückes beantragt gar, auf dem Grundstück über-

baubare Flächen festzusetzen (Anregung Nr. 4.2).  

Auch seitens der Landwirtschaftskammer wird be-

stätigt, dass landwirtschaftliche Belange dement-

sprechend abgewogen wurden. (siehe Stellung-

nahmen TÖB Nr. 5.1 und 5.2). 

Im Übrigen wird auf die Stellungnahme der Verwal-

tung unter 3.1 verwiesen.  

In Bezug auf die Instandhaltungspflicht der Brücke 

ist festzuhalten, dass der Bebauungsplan hierüber 

keine Aussage trifft (oder treffen kann). 
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des Baches zuständig sei. 

4.1  Anregung von Privat 

Verhandlungsniederschrift vom 17.05.2016 

 

Einer der Miteigentümer des Grundstückes 

Gemarkung Teveren, Flur 13, Flurstück 22 (vgl. 

Anregung von Privat Nr. 12) möchte wissen, 

warum auf der Parzelle 22 keine Baufenster 

vorgesehen sind. 

 

 

 

Die überbaubaren Flächen orientieren sich wie im 

gesamten Plangebiet jeweils an den Verkehrsflä-

chen und werden in einem Abstand von 3 m zu 

diesen festgesetzt. Im Bereich des heutigen Flur-

stückes 22 sollen somit Ruhebereiche und Hausgär-

ten für die südlich gelegenen Wohngebäude ent-

stehen.  

 

 

 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis ge-

nommen. 

4.2 Verhandlungsniederschrift vom 17.11.2016 

 

Es wird beantragt, die Erschließung des Bauge-

bietes so vorzunehmen, dass auf der Parzelle 

22 ebenfalls eine Bebauung ermöglicht werde, 

die von der neu geplanten Erschließungsstraße 

aus erreicht bzw. erschlossen würde. 

Momentan werde das Grundstück als Weide 

für intensive Tierhaltung genutzt. Es sei mit 

entsprechendem Lärm, Gerüchen und vielen 

Insekten zu rechnen. Unter Umständen werde 

auch Gülle ausgebracht, die lange Zeit rieche. 

Weiterhin müsste man einen bestimmten Ab-

stand von der Grenze einhalten und so einzäu-

nen, dass keiner etwas in diese Wiese zum 

 

 

Im Vorfeld der Planung wurden mehrere städtebau-

liche Konzepte entwickelt und gegeneinander ab-

gewogen. Das Konzept, auf das sich die Anregung 

bezieht, wurde u.a. nicht weiterverfolgt, weil darin 

vorgesehen war, das Plangebiet über eine Anbin-

dung an die Töpferstraße zu erschließen im Bereich 

einer Baulücke zwischen den Grundstücken Töpfer-

straße 49 und Töpferstraße 55. Hierfür hätte ein 

heute bereits bebaubares Grundstück in Anspruch 

genommen werden müssen.  

Um der Anregung zu folgen, müsste die Planstraße 

1 nach Norden verschwenkt werden. Dies hätte den 

Nachteil, dass die nördlich der Planstraße 1 im Os-

 

 

Der Anregung, auf dem Flurstück Nr. 22 

überbaubare Grundstücksflächen festzu-

setzen, wird nicht gefolgt. 



Bebauungsplan Nr. 111 der Stadt Geilenkirchen 

Stellungnahmen im Rahmen der frühzeitigen Öffentlichkeitsbeteiligung gemäß § 3 Abs. 1 BauGB  (03.05. – 17.05.2016) 

und der Offenlage gemäß § 3 Abs. 2 BauGB (18.10. – 17.11.2016) 
 

 Anregung  Stellungnahme Verwaltung  Beschlussempfehlung 
 

 - 23 - 

Schaden der Tiere hineinwerfen könnte. Um 

dieses zu umgehen, wäre es einfacher, der An-

regung zu folgen.  

Es wird ergänzt, dass Bezug genommen wird 

auf das „Städtebauliche Konzept“, Stand 

19.08.2014.  

ten des Plangebietes liegenden Bauflächen (heutige 

Flurstücke 22 und 23) eine zu geringe Tiefe aufwei-

sen würden.  

Im Übrigen wird auf die Stellungnahme der Verwal-

tung zur Anregung von Privat Nr. 3.1 und 3.2 ver-

wiesen.  

 


